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1. Grundlagen, Führung und Organisation S E I T E  1-1 

 

A. Grundangebot 

1. ALLGEMEINER LEISTUNGSUMFANG 

   

Das Heim gewährleistet Wohnen, Verpflegung, 
Betreuung und Pflege von Betagten, die aus somati-
schen, psychischen oder sozialen Gründen nicht 
mehr in ihrer angestammten Umgebung bleiben 
können, aber keine Spitalstruktur aus medizinischen 
Gründen benötigen. Das Heim verpflichtet sich, 
Bewohnerinnen nach einem vorübergehenden Spi-
talaufenthalt wieder aufzunehmen. Bewohnerinnen 
werden bis zum Ableben im Heim betreut und dort 
im Sterben begleitet. 
 

2. GRUNDLAGEN FÜR VERANTWORTLI-
CHES HANDELN IN BEZUG AUF BEWOH-
NERINNEN

1
 

Recht auf Würde und Achtung 

  Bewohnerinnen mit unterschiedlichsten Charak-
tereigenschaften, Fähigkeiten und Krankheitsbil-
dern haben die gleichen Anrechte auf Wertschät-
zung und auf optimale Lebensqualität. 

 Zur Würde der Bewohnerinnen gehört auch die 
Respektierung des Privatbereichs und der Intim-
sphäre. 

 Die Bewohnerinnen können selbstverständlich ihre 
bürgerlichen Rechte ausüben. 

Recht auf Selbstbestimmung 

 Bewohnerinnen werden unterstützt, ihre bisherigen 
Lebensgewohnheiten – wenn irgend möglich – 
weiterzuführen. 

 Bewohnerinnen haben das Recht, Dienstleistun-
gen, Behandlungen und Medikationen abzulehnen, 
nachdem sie über die Konsequenzen informiert 
wurden. Bei Verständnisproblemen können sie 
jederzeit Entscheidungshelfer beiziehen. 

 Bewohnerinnen werden zu Entscheidungen, die 
sie betreffen, beigezogen. Heimräte sind mögliche 
Formen, in denen gemeinsame Entscheide vorbe-
reitet und verwirklicht werden. 

 Das Recht auf Selbstbestimmung endet dort, wo 
das Recht auf Freiheit anderer Menschen im Heim 
oder ausserhalb des Heims eingeschränkt würde.  

Recht auf Information 

 Bewohnerinnen und Bezugspersonen werden über 
alle Vorkommnisse, die sie betreffen, rechtzeitig 
informiert. Das betrifft auch rechtzeitige und ver-
ständliche Information über finanzielle Fragen wie 
Änderung von Tarifen oder Pflegestufen, über Ext-
raleistungen und über einschränkende Massnah-
men. 

 Bewohnerinnen werden auf die Konsequenzen 
ihres Verhaltens, das Empfehlungen im Heim wi-
derspricht, hingewiesen. 

 Jede Bewohnerin kennt die Zuständigkeit der für 
sie wichtigen Personen im Heim. 

 Jede Bewohnerin weiss, auf welchem Weg sie sich 
über Dinge beschweren kann, die ihren Wünschen 
nicht entsprechen. 

Recht auf Gleichbehandlung 

 Bewohnerinnen aus fremden Kulturen können ihre 
Traditionen, Werte und Weltanschauungen in glei-
cher Weise verwirklichen wie Schweizerinnen. 
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Auch vielleicht unverständlich erscheinende Ziele 
von Personen werden geachtet und berücksichtigt. 

 Bewohnerinnen mit geringeren finanziellen Mög-
lichkeiten erfahren in gleicher Weise Betreuung 
und Pflege wie Personen in guten materiellen Ver-
hältnissen. 

 Das Recht auf Gleichbehandlung schliesst den 
individualisierenden Umgang mit jeder Bewohnerin 
nicht aus. 

Recht auf Sicherheit 

 Abhängigkeitsverhältnisse werden nicht ausge-
nützt. Kein Mensch im Heim muss mit seelischer, 
körperlicher oder geistiger Misshandlung rechnen. 

 Alle Bewohnerinnen werden durch entsprechende 
Vorkehrungen vor körperlichem Schaden ge-
schützt. 

 Wenn die Sicherheitsbedürfnisse einer Bewohnerin 
mit anderen Zielsetzungen in Konflikt stehen, ist 
mit allen Beteiligten das Gespräch zu suchen und 
eine Lösung anzustreben, wobei der Wille dieser 
Person (bzw. ihr mutmasslicher Wille) massge-
bend ist. Wenn sich das Recht auf Sicherheit und 
das Recht auf Selbstbestimmung widersprechen, 
können nach Absprache zwischen den Beteiligten 
die Bewohnerinnen grössere begründete Risiken 
eingehen. 

 Der Datenschutz und das Bedürfnis der Bewohne-
rinnen nach vertraulicher Behandlung ihrer Ange-
legenheiten werden geachtet. 

Recht auf Wachstum der Persönlichkeit 

 Die Lebensbedingungen sind im Heim so gestaltet, 
dass für die Bewohnerinnen eine förderliche Ent-
wicklung erfolgen kann hinsichtlich ihrer körperli-
chen, seelischen, geistigen und sozialen Interes-
sen. Dabei wird eine ganzheitliche Förderung an-
gestrebt. 

 Bewohnerinnen werden unterstützt, wenn sie 
unzumutbare Forderungen zurückweisen. 

 Da eine Überbetreuung die Erhaltung eigener 
Fähigkeiten behindert, werden nicht mehr Dienst-
leistungen als nötig angeboten. Bezugspersonen 
werden über diese Heimpolitik informiert. 

Recht auf Ansehen 

 Alle Personen im Heim tragen dazu bei, dass die 
Interessen der Menschen im Heim in der Gesamt-
gesellschaft gesehen und beachtet werden. 

 Sie gehen verantwortungsbewusst mit den finanzi-
ellen Mitteln und der Umwelt um. 

 Sie achten darauf, dass Medien und Öffentlichkeit 
objektiv über Ereignisse im Heim informiert wer-
den. 
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3. ENTSCHEIDUNGSFÄHIGKEIT DER 
BEWOHNERIN

2 
   

Autonomie und Menschenwürde 

 Eingeschränkte Autonomiefähigkeiten der Bewoh-
nerin heben den Anspruch auf Respektierung der 
Menschenwürde und der Autonomie nicht auf. 

 Deshalb sind verbindliche Strukturen erforderlich, 
die einen Entscheidungsprozess unter Berücksich-
tigung der Selbstbestimmung und Würde der Be-
wohnerin ermöglichen. 

Patientenverfügung 

 Jede Bewohnerin kann im Voraus Bestimmungen 
verfassen im Hinblick auf die medizinische Be-
handlung und Pflege, die sie zu erhalten wünscht 
oder ablehnt, falls sie nicht mehr urteilsfähig wäre. 
Falls die Voraussetzungen der Urteilsfähigkeit ge-
geben sind, können solche Patientenverfügungen 
von ihrer Verfasserin jederzeit geändert oder auf-
gehoben werden. 

Entscheidungsprozess 

 Im Rahmen des Eintrittsprozederes vergewissert 
sich das Heim, ob die Bewohnerin für den Fall der 
Urteilsunfähigkeit eine „Bevollmächtigte“ bezeich-
net hat, die ihre Interessen in administrativen (inkl. 
finanziellen) Angelegenheiten wahrnehmen kann 
sowie eine „bevollmächtige Vertretungsperson in 
medizinischen Angelegenheiten“ (Vertrauensper-
son), welche an ihrer Stelle über die zu erteilende 
Behandlung und Pflege zu entscheiden hat. Die 
beiden Funktionen können von der gleichen Per-
son oder von zwei verschiedenen Personen wahr-
genommen werden. 

 Wurde(n) keine Vertrauensperson(en) bezeichnet, 
rät das Heim der Bewohnerin, Personen ihrer Wahl 
eine solche Vollmacht zu erteilen; allenfalls unter-
stützt das Heim die Bewohnerin bei der Suche 
nach geeigneten Personen. Das Heim stellt sicher, 
dass Ärztinnen, Pflegepersonal und Therapeutin-
nen über das Vorhandensein einer Vertrauensper-
son informiert sind. 

 Bei Urteilsunfähigkeit der Bewohnerin im Hinblick 
auf eine Entscheidung klärt das Pflegepersonal ab, 
ob sie eine Patientenverfügung verfasst hat, ob sie 
eine Vertrauensperson bezeichnet hat und / oder 
ob eine gesetzliche Vertreterin bezeichnet ist. 

 Patientenverfügungen sind zu befolgen, solange 
keine konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass sie dem derzeitigen Willen der betreffenden 
Person nicht mehr entsprechen. Falls keine Patien-
tenverfügung oder wenn begründete Zweifel dar-
über bestehen, ob die Willensäusserung noch gül-
tig ist, muss in jedem Fall die Zustimmung der Ver-
trauensperson bzw. der gesetzlichen Vertreterin 
eingeholt werden. 

 Jeder Entscheid soll sich am mutmasslichen Willen 
der Bewohnerin orientieren und in ihrem besten 
Interesse getroffen werden. Falls der Entscheid der 
Vertrauensperson oder der gesetzlichen Vertrete-
rin dem mutmasslichen Willen der Bewohnerin zu 
widersprechen scheint, ist die Vormundschaftsbe-
hörde zu kontaktieren. 
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1.1-C05 
 
 
 
 
1.1-C06 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1-C04 

 Gibt es bei fehlender Patientenverfügung weder 
Vertrauensperson noch gesetzliche Vertreterin, 
oder ist in einer Notfallsituation eine Rückfrage 
nicht möglich, haben die Ärztin, die Pflegenden 
und Therapeutinnen ihre Entscheide im interdiszip-
linären Austausch, gemäss den objektiven Interes-
sen und dem mutmasslichen Willen der Bewohne-
rin zu treffen – dies unter der Voraussetzung, dass 
keine anderslautenden kantonalen Vorschriften 
bestehen. Das soziale Umfeld (Lebenspartner, 
Verwandte und enge Bezugspersonen) ist wenn 
immer möglich in diesen Entscheidungsprozess 
einzubeziehen. 

 

4. ANFORDERUNGEN AN VERTRAG MIT 
BEWOHNERIN 

 Allgemeine Vertragsbedingungen werden vor 
Vertragsabschluss potenziellen Bewohnerinnen 
bekannt gemacht. 

 Zeitlich unbefristeter, schriftlicher Vertrag mit Kün-
digungsfrist. Klare Regelung bei Austritt (Kündi-
gung, Tod). 

 Zimmer in der angebotenen Kategorie (Einerzim-
mer, Zweierzimmer). 

 Im Vertrag sind die Kostenkomponenten übersicht-
lich auszuweisen. 

 Regelungen bei Abwesenheit und Leerstand. 
Zimmerpreis und Grundtaxe müssen geregelt sein 
(Reservationstaxe für Zimmer bei Urlaub oder Spi-
talaufenthalt). Der Pflegezuschlag entfällt bei Ur-
laub, Spitalaufenthalt oder Tod. 

 Regelung betreffend Depotleistung resp. Abtretung 
von Sozialversicherungsleistungen oder anderer 
Garantieleistung. 

 Wasser, Energie, Heizung und Kehrichtabfuhr sind 
im Zimmerpreis inbegriffen. Sperrgutabfuhr bei 
Zimmerräumung wird separat belastet. 

 Die Bewohnerinnen haben die Möglichkeit, ihr 
Zimmer mit eigenen Möbeln und Bildern zu möblie-
ren. 

 Die Bewohnerinnen haben in der Regel eigene 
Zimmer- und Hausschlüssel. • Die Bewohnerinnen 
können sämtliche Gemeinschaftsräume und -
einrichtungen mitbenutzen. • Regelungen betref-
fend (externe) Beihilfe zur Selbsttötung im Heim 
sind im Vertrag zwischen Bewohnerin und Heim 
festgehalten. 

 Das Heim unterstützt die zukünftige Bewohnerin 
bzw. ihre Angehörigen in Fragen der Finanzierung 
des Heimaufenthaltes 
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Anhang I 
Abs. a) 
 
Anhang I 
Abs. b) 
 

Anhang I 

Abs. c) 

Anhang I 

Abs. d) 

Anhang I 

Abs. e) 
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Anhang I 
Abs. g) 
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Abs. h) 
 
Anhang I 
Abs. i) 
 
 
 
 
 
Anhang I 
Abs. k) 
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B. Basisqualität 

1. HEIMTRÄGERSCHAFT 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Die Heimträgerschaft (Ein-
zelperson, Verein, Stiftung 
usw.) ist im Handelsregister 
eingetragen. 

- Die verantwortliche/n Vertre-
terin/nen der Trägerschaft 
ist/sind bekannt. 

- Das Heim verfügt über: 

 eine Zweckbestimmung, 

 eine Aufbauorganisation. 

1.1-B01 
 
 
 
1.1-B01 
 
 

1.1-A01 
1.1-B02 

- Die verantwortlichen Vertre-
terinnen der Heimträger-
schaft lässt/lassen sich aus-
reichend über den Ge-
schäftsverlauf informieren. 

1.1-B04 - Die Mitglieder der Auf-
sichtsorgane und der Kon-
trollstelle sind namentlich 
bekannt. 

- Der Verantwortungsbereich 
der Mitglieder der Auf-
sichtsorgane sowie der 
Kontrollstelle sind schrift-
lich festgelegt. 

- Ein regelmässiger Informa-
tionsaustausch zwischen 
Geschäftsführung und Auf-
sichtsgremium ist belegt. 

- Es liegt ein aktuelles Orga-
nigramm vor. 

1.1-B01 
 
 
 
1.1-B03 
 
 
 
 
1.1-B04 
 
 
 
1.1-B02 
 

 

2. HEIMLEITBILD 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim verfügt über ein 
Heimleitbild. Das Heimleit-
bild stützt sich auf die 
«Grundlagen für verantwor-
tungsvolles Handeln» (s. 
Grundangebot). Das Heim-
leitbild beinhaltet insbeson-
dere: 

  Schwerpunkte des Dienst-
leistungsangebotes 

 ethische Leitlinien inkl. der 
angestrebten Haltung ge-
genüber Bewohnerinnen, 
Mitarbeiterinnen und Öf-
fentlichkeit 

 Einbezug der Bewohnerin-
nen und ihrer Angehörigen 

 Zielsetzungen zur Quali-
tätssicherung und -
verbesserung 

1.1-C01 
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- Die Umsetzung des Leitbil-
des wird geplant und si-
chergestellt. 

- Das Leitbild wird regelmäs-
sig evaluiert. 

1.1-C01 
 
 
1.1-C03 

- Das Heimleitbild ist gültig 
und nicht älter als fünf Jah-
re. 

- Für die Umsetzung des 
Heimleitbildes ist eine Pla-
nung vorhanden. 

- Mitarbeiterinnen mit Füh-
rungsaufgaben kennen das 
Heimleitbild. 

1.1-C01 
 
 
1.1-C01 
 
 
1.1-C03 

 

3. FÜHRUNG 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Es ist bekannt, wer für die 
Führung der Gesamtorgani-
sation und der einzelnen 
Organisationseinheiten ver-
antwortlich ist. Die Stellver-
tretung ist geregelt. 

- Für jede Funktion im Heim 
sind Aufgaben, Kompeten-
zen und Verantwortung ge-
regelt. 

- Die aktuellen und gültigen 
Weisungen und Reglemente 
sind in einem Handbuch zu-
sammengefasst. 

- Gesamtorganisation und alle 
Organisationseinheiten ver-
fügen über Zielsetzungen. 

- Die Anstellungsbedingungen 
sind für alle Mitarbeiterinnen 
geregelt. 

1.1-B02 
1.1-E02 
 
 
 
 
1.2-G01 
 
 
 
1.1-F01 
 
 
 
1.1-D01 
 
 
1.2-G01 

- Gesamtorganisation und 
alle Organisationseinheiten 
arbeiten mit Zielsetzungen. 

- Es finden regelmässige 
Teamsitzungen statt. 

- Das Handbuch wird regel-
mässig aktualisiert.  

1.1-B02 
 
 
1.2-G02 
 
1.1-F01 

- Die mit der Führung beauf-
tragten Personen sind im 
Organigramm namentlich 
aufgeführt. 

- Die Stellvertretung ist 
geregelt. 

- Alle Mitarbeiterinnen ken-
nen ihre direkte Vorgesetz-
te sowie deren nächste 
Vorgesetzte. 

- Aufgaben, Kompetenzen 
und Verantwortung der 
Mitarbeiterinnen sind 
schriftlich festgelegt. Das 
Erreichen / Nichterreichen 
der Ziele der Organisati-
onseinheiten wird einmal 
im Jahr schriftlich festge-
halten. 

1.1-B02 
1.1-E02 
 
 
1.1-E02 
 
1.1-B02 
1.1-E02 
 
 
1.2-G01 
 
 
1.1-D03 
1.1-D04 
1.2-G03 
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Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

    - Ein aktuelles Organisati-
onshandbuch liegt jeder 
Mitarbeiterin zur Einsicht 
auf. 

- Mindestens einmal im Jahr 
findet ein dokumentiertes 
Mitarbeiterinnen-Gespräch 
mit der vorgesetzten Stelle 
statt. 

- Jede Mitarbeiterin besitzt 
einen schriftlichen Arbeits-
vertrag. 

1.1-F01 
 
 
 
1.2-G03 
 
 
 
 
1.2-G01 

 

4. HEIMLEITERIN 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim wird von einer  
Heimleiterin als Gesamtver-
antwortliche  geleitet.  

- Die Heimleiterin weist sich 
über  eine der folgenden  
Qualifikationen aus: 

 Diplom Eidg. Höhere  
Fachprüfung für  Heimleite-
rinnen 

 Diplom Eidg. Höhere  
Fachprüfung im Gastge-
werbe 

 Abschluss der berufsbe-
gleitenden  Heimleiteraus-
bildung  (schweizerische  
Heimverbände oder  Terti-
anum ZfP / Eurodir) 

 Abgeschlossene dreijähri-
ge  Ausbildung in einem  
kaufmännischen, sozialen,  
pflegerischen Beruf, kom-
biniert  mit dem Abschluss 
der  berufsbegleitenden 
Heimleiterausbildung  in-
nert dreier  Jahre nach 
Stellenantritt 

 gleichwertige Ausbildung in  
Führung und Organisation  

- Die Heimleiterin weist  
mindestens zwei Jahre Füh-
rungserfahrung  auf. 

- Die Ausübung der Heimlei-
tung  und der Pflegefach-
verantwortlichen  in Perso-
nalunion ist  nicht möglich. 
Für Kleinheime –  max. 25 
Heimplätze – oder  Wohn-
gruppen können  Ausnah-
men bewilligt werden.  Wei-
tere Ausnahmen sind  bewil-
ligungspflichtig. 

1.1-E01 
 
 
1.2-A01 
 
 
Anhang 
II 
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1.2-A02 
 
 
1.2-A03 

- Die Heimleiterin schafft die  
nötigen Voraussetzungen 
für  die Mitarbeiterinnen, um 
die  Zielsetzungen des 
Heimes zu  erreichen. Sie 
setzt den  Mitarbeiterinnen 
Ziele und  überprüft deren 
Erreichung. 

- Die Heimleiterin setzt sich  
kontinuierlich mit Altersfra-
gen  auseinander. 

1.1-E01 
 
 
 
 
 
 
 
1.2-A04 

- Die geforderte Fachausbil-
dung  ist abgeschlossen 
oder im  Gange, die Be-
scheinigungen  liegen vor.  

- Die Heimleiterin gibt Aus-
kunft  über die schriftlich 
festgelegten  Jahresziele, 
die eingeschlagenen  We-
ge zur Zielerreichung  und 
über die Zielerreichung des  
Vorjahres. 

 
 
streichen 
möglich? 
1.1-D04 
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5. AREITS- EINSATZPLAN DES PERSONALS 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim legt aufgrund der  
kantonalen Richtwerte die 
Soll-  Stellendotation – be-
zogen auf  die Anzahl Be-
wohnerinnen  sowie deren 
Betreuungs- und  Pflegein-
tensität – fest.  

- Die Arbeitsplanung richtet 
sich  nach dem aktuellen 
Pflege- und  Betreuungsbe-
darf der  Bewohnerinnen 
sowie nach  dem Schwierig-
keitsgrad der  Pflege.  

- Die Arbeitszeiten richten 
sich  nach dem Bedarf der  
Bewohnerinnen. 

1.2-F01 
 
 
 
 
 
 
1.2-F02 
 
 
 
 

1.2-F02 

- Die aktuelle Pflegesituation  
und die erforderliche  Per-
sonalqualifikation werden  
in der Arbeitsplanung  be-
rücksichtigt.  

- Die Mitarbeiterinnen  be-
obachten die Gewohnheiten  
der Bewohnerinnen und  
machen Vorschläge zur  
Optimierung der  Arbeits-
planung und der  Arbeitsab-
läufe. 

1.2-F02 
 
 
 
 
1.2-F02 

- Der Soll-Stellenplan liegt 
vor.  

- Die Arbeitsplanung richtet 
sich  nach den aktuellen 
Erfordernissen  der Be-
wohnerinnen. 

- Der effektive Personalein-
satz in  der Pflege und Be-
treuung  unterschreitet den 
kantonalen  Richtwert im 
Durchschnitt der  letzten 
drei Monate um nicht  mehr 
als 10%; kurzfristig (d.h.  
bis zwei Wochen) um nicht  
mehr als 20% 

- Die Präsenz von Personal 
mit  Fachausbildung in 
Pflege und  Betreuung 
(mindestens  Sekundarstu-
fe II) ist im Haus  während 
24 Stunden  gewährleistet. 

1.2-F01 
 
1.2-F02 
 
 
 
1.2-F03 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.2-F03 

 

6. FORT- UND WEITERBILDUNG 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim verfügt über ein  
aktuelles Fort- und Weiter-
bildungskonzept  für das  
gesamte Personal, wobei 
der  Führungsweiterbildung  
besondere Beachtung  zu-
kommt. 

- Das Heim verfügt über  
Jahresziele in der Fort- und  
Weiterbildung. 

1.2-G04 
 
 
steichen 
möglich? 
 
 
1.2-G04 

- Die Mitarbeiterinnen besu-
chen regelmässig Fort- und  
Weiterbildungen. 

- Die Mitarbeiterinnen setzen  
die erworbenen Kenntnisse 
in  der praktischen Arbeit 
um. 

1.2-G05 
 
 
1.2-G05 

- Alle Mitarbeiterinnen sind 
in das  Fort- und Weiterbil-
dungskonzept  einbezogen. 

- Schulungsnachweise 
liegen  vor. 

1.2-G04 
 
 
1.2-G05 

 

7. RECHNUNGSWESEN 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim führt die Kosten-
rechnung  gemäss der  bun-
desrätlichen «Verordnung  
über die Kostenermittlung 
und  die Leistungserfassung 
durch  Spitäler und Pflege-
heime in der  Krankenversi-
cherung (VKL)». 

1.3-A01   - Die Kostenrechung ent-
spricht  der VKL. 

- Die Kalkulationsgrundlagen 
für  die Preisgestaltung 
sind  nachvollziehbar. 

- Die Kostenrechnung kann 
mit  anderen Heimen ver-
glichen  werden. 

1.3-A01 
 
1.3-A02 
 
 
streichen 
möglich? 
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8. EIGENE QUALITÄTSSICHERUNG 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim führt eine syste-
matische  Selbstkontrolle 
mindestens  einmal alle drei 
Jahre durch  (Überprüfung 
durch eigenes  Personal 
oder unter Beizug  externer 
Fachpersonen). 

-   
- Das Heim verfügt über ein  

System zur Meldung und  
Behebung von Fehlern. 

- Das Heim verfügt über ein  
System zur Einreichung und  
Bearbeitung von  Verbesse-
rungsvorschlägen. 

1.1-D04 
 
 
 
 
 
 
 
1.1-D05 
 
 
1.1-D05 

- Die Überprüfung der Quali-
tät  erfolgt systematisch. 

 
 
 
 
 
 
- Fehlermeldungen und  

Verbesserungsvorschläge  
werden systematisch  bear-
beitet. 

1.1-D04 
 
 
 
 
 
 
 
1.1-D05 

- Das Ergebnis der Überprü-
fung  und die daraus gezo-
genen  Schlussfolgerungen 
liegen vor. 

- Die letzte systematische  
Selbstüberprüfung liegt 
nicht  mehr als drei Jahre 
zurück. 

- Die Bearbeitung von Feh-
lermeldungen  und Verbes-
serungsvorschlägen  ist 
dokumentiert. 

1.1-D04 
 
 
 
1.1-D04 
 
 
 
1.1-D05 

 

9. EINHALTUNG ÜBERGEORDNETER GESETZE UND VERORDNUNGEN 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Alle relevanten Gesetze und  
Verordnungen werden als  
Strukturqualitätsmerkmale  
vorausgesetzt. 

1.1-D06 
Anhang 
XV 

- Die mit der Führung  beauf-
tragten Mitarbeiterinnen  
orientieren sich regelmässig  
über Änderungen und  
Neuerungen. 

1.1-D06 - Allgemein verbindliche 
Gesetze  und Verordnun-
gen sind bei den  zuständi-
gen Stellen vorhanden  und 
bekannt. 

1.1-D06 
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A. Grundangebot 

1. PFLEGE (PFLEGEZUSCHLAG IM AUS-
MASS DER ERFORDERLICHEN PFLEGE 
GEMÄSS BEDARFSABKLÄRUNGSSYSTEM 

   

Es wird von grösstmöglicher Selbstpflege ausge-
gangen. Die Leistungen des Heimes beschränken 
sich auf ergänzende Hilfe und Pflege gemäss indivi-
dueller Bedarfsabklärung. 
 
Das Grundangebot an Pflege ist im nachfolgend 
zitierten Art. 7, Abs. 2, der «Verordnung über Leis-
tungen in der obligatorischen Krankenpflegeversi-
cherung (Krankenpflege-Leistungsverordnung, 
KLV)»

3
 umschrieben. Das Heim sorgt für Bereitstel-

lung und Durchführung der erforderlichen Mass-
nahmen: 
 
«a. Massnahmen der Abklärung und Beratung: 
 

1. Abklärung des Pflegebedarfs und des Um-
feldes des Patienten und Planung der not-
wendigen Massnahmen zusammen mit Arzt 
(Ärztin) und Patient (Patientin), 

2. Beratung des Patienten oder der Patientin 
sowie gegebenenfalls der nichtberuflich an 
der Krankenpflege Mitwirkenden bei der 
Durchführung der Krankenpflege, insbeson-
dere bei der Einnahme von Medikamenten 
oder beim Gebrauch medizinischer Geräte, 
und Vornahme der notwendigen Kontrollen; 

 
 
b.  Massnahmen der Untersuchung und der Be-

handlung: 
 

1. Messung der Vitalzeichen (Puls, Blutdruck, 
Temperatur, Atem, Gewicht), 

2. einfache Bestimmung des Zuckers in Blut 
und Urin, 

3. Entnahme von Untersuchungsmaterial zu 
Laborzwecken, 

4. Massnahmen zur Atemtherapie (wie 02-
Verabreichung, Inhalation, einfache Atem-
übungen, Absaugen), 

5. Einführen von Sonden oder Kathetern und 
die damit verbundenen pflegerischen Mass-
nahmen, 

6. Massnahmen bei Hämo- oder Peritonealdia-
lyse, 

7. Verabreichung von Medikamenten, insbe-
sondere durch Injektion oder Infusion, 

8. enterale oder parenterale Verabreichung von 
Nährlösungen, 

9. Massnahmen zur Überwachung von Infusio-
nen, Transfusionen und Geräten, die der 
Behandlung oder der Kontrolle und Erhal-
tung von vitalen Funktionen dienen, 

10. Spülen, Reinigen und Versorgen von Wun-
den (inkl. Dekubitus- und Ulcus-cruris-
Pflege) sowie Fusspflege bei Diabetikern, 

11. pflegerische Massnahmen bei Störungen der 
Blasen- oder Darmentleerung inkl. Rehabili-
tationsgymnastik bei Inkontinenz, 

12. Hilfe bei Medizinal-Teil- oder -Vollbädern; 
Anwendung von Wickeln, Packungen und 
Fangopackungen; 

 

2.1-B02 
 
 
 
 
2.1-A 
 
 
 
 
 
 
 
2.1-A01 
 
Anhang VI 
Abs. a) 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
 
 
2.1-A02 
 
 
Anhang VI 
Abs. b) 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 

c. Massnahmen der Grundpflege: 
 

1. Allgemeine Grundpflege bei Patienten oder 
Patientinnen, welche die Tätigkeiten nicht 
selber ausführen können, wie Beine einbin-
den, Kompressionsstrümpfe anlegen; Betten, 
Lagern; Bewegungsübungen, Mobilisieren; 
Dekubitusprophylaxe, Massnahmen zur Ver-
hütung oder Behebung von behandlungsbe-
dingten Schädigungen der Haut; Hilfe bei der 
Mund- und Körperpflege, beim An- und Aus-
kleiden, beim Essen und Trinken, 

2. psychiatrische oder psychogeriatrische-
Grundpflege.» 

 

2. BETREUUNG 
 

 Die Eintrittsphase einer neuen Bewohnerin 
ins Pflegeheim ist zu planen und individuell 
zu begleiten. 

 Die Bewohnerinnen haben Anspruch auf ei-
ne Betreuung, die den täglich wechselnden 
Erfordernissen angepasst ist. Dabei ist die 
Selbstständigkeit der Bewohnerinnen zu be-
rücksichtigen. 

 

3. MOBILITATSHILFSMITTEL 


 Das Heim verfügt über Stöcke, Rollatoren, 

Gehböckli und Rollstühle zum temporären 
Gebrauch durch die Bewohnerinnen. Diese 
sind in der Tagestaxe inbegriffen. Spezialan-
fertigungen können separat verrechnet wer-
den. 

 
4. ALLGEMEINE HILFSMITTEL 
 

 Hilfsmittel sind in der Tagestaxe einge-
schlossen. Persönliche Spezialanfertigungen 
für eine Bewohnerin können hingegen zu-
sätzlich in Rechnung gestellt werden. 

 
5. MITTEL UND GEGENSTÄNDE 

 
 Inkontinenzhilfen gemäss Kap. 7 / Ziff. 15 

der Mittel- und Gegenstände-Liste (MIGeL) 
sind in der Tagestaxe eingeschlossen. Alle 
übrigen Mittel und Gegenstände können – 
sofern eine ärztliche Verordnung vorliegt – in 
Rechnung gestellt werden

4
. 

2.1-A03 
 
Anhang VI 
Abs. c) 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
 

 

 

2.1-J01 

 

 

2.1-J01 

 

 

 

 

 

 

 

3.5-B 

3.5-B01 

3.5-B02 

 

 

 

 

 

 

3.5-B01 

 

                                                      
3
 SR 832.11.31 

SR 832.112.31 
4
 Anderslautende kantonale KVG-Tarifverträge vorbehalten 
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B. Basisqualität 

1. PFLEGE- UND BETREUUNGSKONZEPT (PBK) 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das PBK orientiert sich am 
Heimleitbild und beinhaltet 
insbesondere klare Aussa-
gen zur: 

 Bedarfsabklärung mit ei-
nem anerkannten Instru-
ment 

 Anwendung anerkannter 
Pflegemodelle 

 Pflege und Betreuung von 
Bewohnerinnen mit demen-
ten und psychiatrischen 
Krankheitsbildern 

- Heime mit Spezialabteilun-
gen oder mit psychogeriatri-
schen Wohngruppen verfü-
gen über Mitarbeiterinnen in 
der Pflege und Betreuung 
mit den entsprechenden 
fachspezifischen Kenntnis-
sen. 

2.1-B01 
 
 
 
2.1-B02 
 
 
 
 
2.1-B03 
 
 
 
2.1-A04 
 
 
 
 

- Die Mitarbeiterinnen richten 
ihre Tätigkeit nach dem 
PBK des Heimes aus. 

- Bei der Durchführung der 
Pflege und Betreuung arbei-
ten die Mitarbeiterinnen 
nach den Prinzipien des 
Pflegeprozesses. 

- Die Mitarbeiterinnen infor-
mieren und besprechen 
sich an den Rapporten be-
treffend der aktuellen Pfle-
gesituation. 

- Die Mitarbeiterinnen pflegen 
und betreuuen nach dem 
spezifischen PBK für geron-
topsychiatrische Erkran-
kungen. 

2.1-B04 
 
 
2.1-B04 
 
 
 
 
2.1-B04 
 
 
 
 
2.1-B04 
 

- Das PBK liegt vor. 
- Die Mitarbeiterinnen arbei-

ten gemäss dem PBK. 
- Für jede Bewohnerin sind 

individuelle Zielsetzungen 
formuliert, die auf dem PBK 
basieren. 

- Die Mitarbeiterinnen sind 
entsprechend ihrem spe-
zialisierten Auftrag geschult 
(Schulungsnachweis). 

- Das Personal kann seine 
Handlungsweise erläutern. 

- Die Bewohnerinnen sagen 
aus, dass ihre Anliegen 
ernst genommen werden, 
sie sich in ihrer Eigenstän-
digkeit unterstützt und gut 
betreut fühlen. 

2.1-B 
 
 
2.1-B02 
 
 
 
1.2-G03 
1.2-G04 
1.2-G05 
2.1-A04 
2.1-B04 
 
1.1-D07 
 
 
 
 

 

2. BEDARFSABKLÄRUNGSINSTRUMENT (BAI) 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

A. Heime mit System BESA 
- Als BAI wird das BESA 

angewendet. 
- Die Zuständigkeit für die 

einzelnen Prozessschritte ist 
geregelt. 

 
 
 
B. Heime mit System RAI 
- Als BAI wird das System 

RAI angewendet 
- Das Heim arbeitet mit der 

individuellen Abklärungszu-
sammenfassung. 

- Das Heim bearbeitet jährlich 
mindestens einen RAI-
Qualitätsindikator. 

 
2.1-D 
 
2.1-D01 
 
 
 
 
 
 
2.1-E 
 
2.1-E01 
 
 
2.1-E03 
 

A. Heime mit System BESA 
- Die Mitarbeiterinnen führen 

die Eintritts-, und die Zwi-
schen- und die Vollerhe-
bung systematisch mit den 
dazu vorgesehenen Instru-
menten durch. 

 
 
B. Heime mit System RAI 
- Die involvierten Mitarbeite-

rinnen tragen ihre Beobach-
tungen zum MDS bei und 
berücksichtigen signifikante 
Statusveränderungen. 

- Die Abklärungszusammen-
fassung wird im Team be-
sprochen. Die Kernproble-
me werden festgelegt und 
in der Pflegeplanung bear-
beitet. 

- Die Mitarbeiterinnen sind 
entsprechend ihren Aufga-
ben und Funktionen in die 
Bearbeitung des Qualitäts-
indikators einbezogen. 

 
2.1-D01 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1-E01 
 
 
 
 
2.1-E01 
2.1-E02 
 
 
 
 
2.1-E03 

A. Heime mit System BESA 
- Die BESA-Fälligkeitsliste 

sowie die Chronologische 
Liste liegen vor. 

- Zielvereinbarungen sind 
unterzeichnet. 

- Die Pflegemassnahmen 
sind dokumentiert. 

 
B. Heime mit System RAI 
- Die Pflegebedarfsabklä-

rungen erfolgen zeit- und 
sachgerecht. Signifikante 
Statusveränderungen sind 
berücksichtigt. Die aktuelle 
Abklärungszusammenfas-
sung liegt vor. 

- Die Kernprobleme der 
Abklärungszusammenfas-
sung sind in der Pflegepla-
nung berücksichtigt. Ziele 
und Massnahmen sind ak-
tuell. 

- Es wird jährlich mindestens 
ein RAI-Qualitätsindikator 
bearbeitet. Der Prozess 
und das Ergebnis sind 
schriftlich dokumentiert. 
Daraus folgende Mass-
nahmen sind eingeleitet. 

 
2.1-D01 
 
 
2.1-D01 
 
2.1-D02 
 
 
 
2.1-E 
2.1-E01 
 
 
 
 
 
2.1-E02 
 
 
 
 
 
2.1-E03 
2.1-E04 
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3. PFLEGE- UND BETREUUNGDOKUMENTATION (DOKUMENTATION) 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Für jede Bewohnerin wird 
eine Dokumentation geführt. 
Sie umfasst insbesondere 
folgende aktuelle Unterla-
gen: 

 Personalien, Angehörigen-
adressen, Diagnose, Medi-
kation 

 laufender Pflegebericht 

 ärztliches Verordnungsblatt 

 Biografie biografische An-
gaben 

 Unterlagen der periodi-
schen Bedarfsabklärung 

 Patientenverfügung 

 Pflegeplanung mit: 
- Pflegeanamnese 
- Beschreibung der Res-

sourcen und Defizite auf 
der Basis des Pflegemo-
dells 

- den daraus resultieren-
den Zielen 

- den aus den Zielen resul-
tierenden Pflege- und Be-
treuungsmassnahmen 

- der Überprüfung, ob die 
Pflegeziele erreicht sind 

- periodische Überprüfung 
und Anpassung der Pfle-
geplanung 

- Änderungen in der Doku-
mentation enthalten Datum, 
Visum und dürfen nicht mit 
Bleistift oder TippEx ausge-
führt werden bzw. sind elekt-
ronisch nachvollziehbar. 

- Die Dokumentation unter-
steht dem Datenschutz und 
muss in einem abschliess-
baren Raum und nicht offen 
zugänglich aufbewahrt wer-
den. 

2.1-H01 
 
 
 
Anhang 
VII 
Abs. a) 
| 
Abs. b) 
Abs. c) 
Abs. d) 
| 
Abs. e) 
| 
Abs. f) 
Abs. g) 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 

Abs. h) 
 
 
 
 
 
Abs. i) 
 

- Das Pflegepersonal führt 
die Dokumentation sachge-
recht und kontinuierlich. 

- Das Pflegepersonal berück-
sichtigt die Pflegeziele in 
der täglichen Arbeit. 

- Die Pflegeziele werden dem 
veränderten Bedarf der Be-
wohnerin angepasst. 

2.1-H04 
 
 
2.1-H03 
 
 
2.1-H01 
 

- Die Dokumentation ist 
aktuell und enthält alle 
notwendigen Elemente. 

- Die Dokumentation gibt 
Auskunft über die geleiste-
ten Tätigkeiten. 

- Die Dokumentation ist 
inhaltlich verständlich. 

- Die Dokumentation enthält 
handlungsweisende Infor-
mationen. 

- Der Prozessverlauf ist 
systematisch dokumentiert. 

- Aus der Dokumentation ist 
die Leistungserbringung 
ersichtlich und der Pflege-
prozess nachvollziehbar. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Korrekturen in der Doku-

mentation sind dokumen-
tenecht und nachvollzieh-
bar. 

 
- Die Dokumentation ist in 

einem abschliessbaren 
Raum unter Verschluss so 
geschützt aufbewahrt, dass 
Nichtberechtigte keinen 
Zugang haben. 

2.1-H01 
2.1-H04 
 
2.1-H02 
 
 
2.1-H01 
2.1-H02 
2.1-H03 
 
 
2.1-H01 
 
2.1-H02 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1-H04 
 
 
 
 
2.1-H04 
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4. FACHVERANTWORTLICHE PFLEGE UND BETREUUNG 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Fach- und Führungsverant-
wortung für den Bereich 
Pflege und Betreuung kön-
nen in Personalunion wahr-
genommen werden, müssen 
aber nicht. 

- Das Heim setzt eine Pflege-
fachverantwortliche ein. Sie 
trägt die Verantwortung für 
die sachgerechte fachge-
rechte Pflege und Betreu-
ung. 

- Die Pflegefachverantwortli-
che muss eine der Heim-
grösse angemessene Ar-
beitszeit einsetzen (mindes-
tens 40 Stellenprozente für 
kleine Heime). 

- Die Pflegefachverantwortli-
che verfügt über eine abge-
schlossene Ausbildung in 
Pflege und Betreuung der 
Tertiärstufe auf mind. Ni-
veau HF (siehe Ziff. 7). 

- Die Pflegefachverantwortli-
che weist sich über nach-
stehende Qualifikationen 
aus: 

 Berufserfahrung von min-
destens zwei Jahren im Al-
tersbereich in den letzten 
fünf Jahren 

 Führungserfahrung (z.B. 
als Stationsleiterin oder 
Gruppenleiterin) von min-
destens zwei Jahren 

 sehr gute mündliche und 
gute schriftliche Ausdurcks-
fähigkeit in der deutschen 
Sprache 

1.1-E03 
1.1-E04 
 
 
 
 
1.1-E03 
 
 
 
 
 
1.1-E03 
 
 
 
 

1.2-B01 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.2-B02 
 
 
 
1.2-B03 
 
 
 
1.2-B04 
 

 
 
 
 
 
 
- Die Pflegefachverantwortli-

che sichert die fachliche 
Pflege und Betreuung und 
unterstützt die Pflegenden 
in der Zielerreichung. 

 
 
 
 
 
 
1.1-E03 
 

 
 
 
 
 
 
- Das Heim verfügt über eine 

Pflegefachverantwortliche. 
- Die Wahrnehmung der 

Fachaufgaben ist nachvoll-
ziehbar bzw. dokumentiert. 

 
 
 
 
 
 
 
- Das Diplom bzw. der 

Fachausweis und die 
Nachweise über Berufs- 
und Führungserfahrung 
liegen vor. 

 
 
 
 
 
 
1.1-E03 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1-E03 
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5. MITARBEITERINNEN IN DER PFLEGE UND BETREUUNG 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

A. Personal mit 
Führungsaufgaben 
- Das Heim setzt mindestens 

eine Mitarbeiterin für die 
Führung des Bereiches 
Pflege und Betreuung ein. 

- Mitarbeiterinnen mit Füh-
rungsverantwortung verfü-
gen mindestens über eine 
abgeschlossene Ausbildung 
in Pflege und Betreuung der 
Sekundarstufe II mit Eidg. 
Fähigkeitszeugnis (siehe 
Ziff. 7). 

- Mitarbeiterinnen mit Füh-
rungsverantwortung weisen 
sich über nachstehende 
Qualifikationen aus: 

 Berufserfahrung von min-
destens zwei Jahren im Al-
tersbereich in den letzten 
fünf Jahren 

 Weiterbildung in Führung 
mit Abschluss (kann innert 
zweier Jahre nach Stellen-
antritt nachgeholt werden) 

 gute mündliche und schrift-
liche Ausdrucksfähigkeit in 
der deutschen Sprache 

 
B. Personal mit pflegeri-
scher Alleinverantwortung 

- Die Mitarbeiterinnen verfü-
gen über eine abgeschlos-
sene Ausbildung in Pflege 
und Betreuung der Tertiär-
stufe (siehe Ziff. 7). 

- Das Personal weist sich 
über nachstehende Qualifi-
kationen aus: 
 Gute mündliche und schrift-

liche Ausdrucksfähigkeit in 
deutscher Sprache 

 
C. Personal für 
selbständige Pflege 

- Das Personal verfügt über 
eine abgeschlossene Aus-
bildung in Pflege und Be-
treuung der Sekundarstufe II 
mit Eidg. Fähigkeitzeugnis 
(siehe Ziff. 7). 

- Das Personal weist sich 
über nachstehende Qualifi-
kationen aus: 

 Gute mündliche und schrift-
liche Ausdrucksfähigkeit in 
deutscher Sprache 

 
D. Assistenzpersonal 

- Die Mitarbeiterinnen verfü-
gen mindestens über einen 
SRK-Grundkurs mit Ab-
schluss oder über einen 
gleichwertigen Abschluss 
mit mindestens 120 Stunden 
Ausbildungsdauer (siehe 
Ziff. 7). 

 
 
1.1-E04 
 
 

1.2-C01 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.2-C02 
 
 
 
1.2-C03 
 
 
 
1.2-C04 
 
 
 
 
 
1.2-D01 
 
 
 
 
 
 
 

1.2-D02 
 
 
 
 
 

1.2-D03 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.2-D04 
 
 
 
 

1.2-D05 
 

A. Personal mit 
Führungsaufgaben 
- Die Führenden leiten und 

unterstützen ihr Team im 
Alltag. Sie stellen sicher, 
dass das Team nach dem 
PBK arbeitet. 

- Die Führenden gewährleis-
ten eine fachlich kompeten-
te Pflege und Betreuung in 
ihrem Bereich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
B. Personal mit pflegeri-
scher Alleinverantwortung 
- Die Mitarbeiterinnen leiten 

das Personal an und tragen 
Verantwortung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
C. Personal für 
selbständige Pflege 
- Die Mitarbeiterinnen pflegen 

und betreuen im Auftrag. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
D. Assistenzpersonal 
- Die Mitarbeiterinnen pflegen 

und betreuen im Auftrag. 
- Die Mitarbeiterinnen werden 

vom Personal mit Fachaus-
bildung unterstützt und 
überwacht. 

 
 
1.1-E04 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhang 
III 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhang 
IV 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhang V 

A. Personal mit 
Führungsaufgaben 
- Die Wahrnehmung der 

Führungsaufgaben ist 
nachvollziehbar bzw. do-
kumentiert. 

- Die Berufsdiplome bzw. die 
Fähigkeitsausweise sowie 
der Nachweis über Berufs-
erfahrung liegen vor. 

- Die Weiterbildung in Füh-
rung ist abgeschlossen 
oder im Gange. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
B. Personal mit pflegeri-
scher Alleinverantwortung 
- Die Berufsdiplome liegen 

vor.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
C. Personal für 
selbständige Pflege 
- Die Fähigkeitsausweise 

liegen vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
D. Assistenzpersonal 
- Die Kursabschlüsse liegen 

vor. Nachzuholende Wei-
terbildungen sind im Gan-
ge. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhang III 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhang IV 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhang V 
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2. Pflege und Betreuung S E I T E  2-6 

 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Die Pflegehilfe weist sich 
über nachstehende Qualifi-
kation aus: 

 gute mündliche Ausdrucks-
fähigkeit in deutscher 
Sprache. Fähigkeit zum 
Lesen und Verstehen der 
fachtechnischen Weisun-
gen 

 Fähigkeit, korrekte Einträge 
in den Pflegebericht zu 
machen 

 
 
 
1.2-D06 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 

    

 

6. MEDIKAMENTENVERWALTUNG 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim verfügt über ein 
Konzept betreffend der Me-
dikamentenverwaltung und 
Medikamentenhandhabung. 
Insbesondere müssen gere-
gelt sein: 

 Verantwortlichkeit und in-
terne Kontrolle 

 Lagerung der Medikamente 
inkl. Beträubungsmittel 

 Bestellung und Bereitstel-
lung der Medikamente 

 Bei telefonischer Verord-
nung Fax einholen 

 Abgeben der Medikamente 
an die Bewohner/innen 

 Umgang mit Reservemedi-
kamenten 

 Entsorgung nicht ge-
brauchter Medikamente 

 Jährliche externe Kontrolle 
durch eidg. dipl. Apotheke-
rin 

- Alle Tätigkeiten der Medi-
kamentenverwaltung dürfen 
nur durch Personal mit min-
destens Ausbildung der Se-
kundarstufe II ausgeführt 
werden. 

- Sofern das Heim über all-
gemeine Betäubungsmittel 
verfügt (Notfallmedikamen-
te), ist eine Bewilligung zur 
Lagerung von Betäubungs-
mitteln erforderlich. 

2.1-I 
 
 
 
 
 
2.1-I01 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
2.1-I03 
| 
2.1-I04 
| 
| 
2.1-I02 
 
 
 
 
 
2.1-05 

- Die Mitarbeiterinnen richten 
ihre Tätigkeit nach dem 
Medikamentenkonzept aus. 

2.1-I06 
 

- Das Medikamentenkonzept 
liegt vor. 

- Die Mitarbeiterinnen arbei-
ten gemäss dem Medika-
mentenkonzept. 

- Die interne und die externe 
Kontrolle erfolgt zeitge-
recht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Der letzte Prüfbericht der 

externen Apothekerin liegt 
vor. 

- Alle Tätigkeiten der Medi-
kamentenverwaltung wer-
den nur durch Personal mit 
mindestens Ausbildung der 
Sekundarstufe II ausge-
führt. 

- Sofern das Heim über 
allgemeine Betäubungsmit-
tel verfügt (Notfallmedika-
mente), liegt eine Bewilli-
gung zur Lagerung von 
Betäubungsmitteln vor. 

2.1-I01 
 
2.1-I06 
 
 
2.1-I06 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1-I04 
 
 
2.1-I06 
 
 
 
 
 
2.1-05 
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2. Pflege und Betreuung S E I T E  2-7 

 

7. ANHANG BERUFLICHE KOMPETENZSTUFEN IN DER BETREUUNG UND PFLEGE 

Mitarbeiterinnen mit Ausbildungen der Tertiärstufe Anhang III 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 

- Mitarbeiterinnen mit einer abgeschlossenen Ausbildung der Tertiärstufe sind befähigt, die pflegerische Alleinverantwor-
tung im Rahmen ihrer Kompetenzen wahrzunehmen. Dazu gehören die Fähigkeiten, die Verantwortung für den Pflege-
prozess und das Case Management wahrzunehmen, in komplexen Situationen zu entscheiden und selbständig einzu-
greifen. 

- Wenn sie pflegerische Handlungen delegieren, gewährleisten sie die nötige Überwachung und tragen für ihre Entscheide 
und ihre Handlungen die Veran. ortung. 

- Sie haben eine mindestens dreijährige Ausbildung mit Diplom abgeschlossen. Zur Tertiärstufe zählen DN I, mit Zu-
satzqualifikation (z.B. Höfa), DN II, AKP, PSYKP, KWS, dipl. Pflegefachfrau HF, FH und Pflegewissenschaftlerinnen. 
Weitere Ausbildungen und ausländische Diplome werden angerechnet, wenn sie vom SRK anerkannt und registriert 
sind. 

Mitarbeiterinnen mit Ausbildungen der Sekundarstufe II Anhang IV 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 

- Mitarbeiterinnen mit einer abgeschlossenen Ausbildung der Sekundarstufe II sind befähigt, Betreuung und Pflege (plan-
bare Situationen, Standardsituationen) selbständig auszuführen, im Rahmen ihrer Kompetenz und im Auftrag von Mitar-
beiterinnen mit einer Tertiärstufenausbildung. 

- Sie verfügen über eine mindestens zweijährige Ausbildung, in der sie sich in mindestens 250 Lektionen mit der Theorie 
der Krankenpflege auseinandergesetzt haben. Zu Ausbildungen der Sekundarstufe II zählen DN I ohne Zusatzqualifika-
tion, FASRK, Betagtenbetreuerin, dipl. Hauspflegerin, Kinderpflegerin, FAGE und Soziale Lehre FABE. Weitere Ausbil-
dungen und Fähigkeitsausweise werden angerechnet, wenn sie vom SRK anerkannt und registriert sind. 

Mitarbeiterinnen mit Ausbildung der Assistenzstufe Anhang V 
| 
| 
| 
| 
| 
| 

- Pflegeassistentinnen 
- Assistentinnen Gesundheit und Soziales EBA 
- Mitarbeiterinnen der Assistenzstufe verfügen mindestens über einen abgeschlossenen SRK-Grundkurs. Der Grundkurs 

mit Abschluss kann innerhalb eines Jahres nach Stellenantritt nachgeholt werden. 
- Praktikantinnnen können zum Pflegeassistenzpersonal gerechnet werden, wenn sie über einen SRKGrundkurs verfügen. 
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3. Alltagsgestaltung und Aktivierung S E I T E  3-1 

 

A. Grundangebot    

 Abklärung des Bedarfs der Bewohnerin oder von 
Bewohnergruppen zur Erhaltung und Verbesse-
rung der individuellen Lebensqualität sowie zur 
Erhaltung und Förderung der individuellen Selbst-
ständigkeit mit der Zielrichtung präventiv - rehabili-
tativ - palliativ. 

2.2-A01 
2.2-A02 
2.2-B 
2.2-B01 

  

 Planung der notwendigen Massnahmen zusam-
men mit dem Pflege- und Betreuungspersonal. 

2.2-A04   

 Durchführung und Evaluation der erforderlichen 
Aktivierung. 

2.2-B 
2.2-B01 

  

 Integration neuer Heimbewohnerinnen in eine 
bestehende Gruppe. 

2.2-B02   

 Einzelbegleitung einer Heimbewohnerin in einer 
speziellen Phase ihres Heimalltags. 

2.2-B03   

 Einzelmassnahmen bei einer Heimbewohnerin zur 
Wiedererlangung bestimmter Fähigkeiten. 

2.2-B03   

 Projekte zur Förderung der Sozialkontakte nach 
innen und aussen. 

2.2-B02   

 Seelsorgeangebot. 2.2-B04   

 Organisation kultureller und gesellschaftlicher 
Anlässe, die allen Heimbewohnerinnen offen ste-
hen (u.a. Feste im Jahreszeitablauf). 

2.2-B02   

 Möglichkeit zum Gottesdienstbesuch. 2.2-B04   
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3. Alltagsgestaltung und Aktivierung S E I T E  3-2 

1. KONZEPT ALLTAGSGESTALTUNG UND AKTIVIERUNG (A+A-KONZEPT) 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das A+A-Konzept orientiert 
sich am Heimleitbild und 
beinhaltet insbesondere fol-
gende Angaben: 

 Ziel und Inhalt der Alltags-
gestaltung, der Gruppen-
angebote, der Einzelange-
bote, der Anlässe und der 
Feste 

 Abklärung des individuellen 
Bedarfs an Hilfe zur All-
tagsgestaltung und an Ak-
tivierung 

 Dokumentation des indivi-
duellen Aktivierungspro-
zesses (Ziel, Massnahmen 
und Zielerreichung) 

 Betreuung/Führung und 
Schulung von freiwillig Mit-
arbeitenden freiwilliger Hel-
ferinnen (sofern vorhan-
den). 

 interdisziplinärer Informati-
onsaustausch und Zielver-
einbarung. 

 Koordination der Anlässe 

 Mitsprachemöglichkeiten 
für Bewohnerinnen 

2.2-A02 
 
 
 
2.2-A01 
 
 
 
 
2.2-A01 
 
 
 
2.2-B01 
 
 
 
1.2-G06 
 
 
 
 
2.2-A04 
 
 
2.2-A04 
2.2-A03 
 

- Mitarbeiterinnen und freiwil-
lige Helferinnen richten ihre 
Tätigkeit nach dem A+A-
Konzept des Heimes aus. 

- Die Abklärung des individu-
ellen Bedarfes erfolgt auf-
grund der individuellen 
Ressourcen. 

- Die Mitarbeiterinnen pflegen 
regelmässigen interdiszipli-
nären Informationsaus-
tausch und fangen Verän-
derungen auf. 

- Die Mitarbeiterinnen passen 
das Angebot dem individu-
ellen Bedarf der Bewohne-
rinnen an. 

2.2-A05 
 
 
 
2.2-B01 
 
 
 
2.2-A04 
 
 
 
 
2.2-B01 

- Das A+A-Konzept liegt vor. 
- Die Mitarbeiterinnen und 

freiwilligen Helferinnen ar-
beiten gemäss dem A+A-
Konzept des Heimes. 

- Die Bewohnerinnen ken-
nen das A+A-Angebot. 

- Die Bewohnerinnen haben 
regelmässig die Möglich-
keit zur Teilnahme an A+A-
Angeboten und an den 
Heimaktivitäten. 

- Der Wochenplan ist im 
ganzen Haus gut einseh-
bar. 

- Es gibt spezielle Angebote 
für einzelne Bewohner-
gruppen (z.B. Männer). 

- Die Bewohnerinnen sagen 
aus, dass ihre Anliegen 
ernst genommen werden 
und sie sich in ihrer Eigen-
ständigkeit unterstützt füh-
len. 

- Die Bewohnerinnen haben 
regelmässig Gelegenheit 
zur Mitsprache. 

- Regelungen betreffend 
dem interdisziplinären In-
formationsaustausch sind 
schriftlich festgehalten. 

- Die individuelle Aktivie-
rungsdokumentation ist 
aktuell und wird entspre-
chend den Anforderungen 
von den verantwortlichen 
Personen geführt. 

2.2-A 
2.2-A05 
 
 
 
 
1.1-D08 
2.2-B02 
2.2-B03 
 
 
 
2.2-B02 
 
 
2.2-B03 
 
 
1.1-D07 
 
 
 
 
 
2.2-A03 
 
 
2.2-A04 
 
 
 
2.2-B01 
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3. Alltagsgestaltung und Aktivierung S E I T E  3-3 

2. FACHVERANTWORTLICHE FÜR DEN BEREICH A+A 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim verfügt über eine 
Fachverantwortliche für den 
Bereich Alltagsgestaltung 
und Aktivierung. Sie muss 
eine der Heimgrösse ange-
messene Arbeitszeit für die 
Alltagsgestaltung und Akti-
vierung sowie die Teamlei-
tung einsetzen (mindestens 
40 Stellenprozente für ein 
kleines Heim). 

- Die Fachverantwortliche 
weist sich über nachstehen-
de Qualifikation aus: 

 abgeschlossene Berufs-
ausbidung auf Sekundar-
stufe II 

 Berufserfahrung von zwei 
Jahren im Altersbereich in 
den letzten fünf Jahren 

 sehr gute mündliche und 
schriftliche Ausdrucksfä-
higkeit in deutscher Spra-
che 

 Die Fachverantwortliche 
verfügt über eine Ausbil-
dung als Aktivierungsfach-
frau HF oder FH / Fachfrau 
Aktivierung und Alltagsge-
staltung (250 Stunden) o-
der ähnlichem Fachbereich 
mit Zusatzausbildung / 
Führung und Organisation 
80 Stunden 
abgeschlossene Zusatz-
ausbildung in: 
- Alltagsgestaltung und Ak-

tivierung (250 Stunden) 
- Führung und Organisati-

on (80 Stunden) 

1.1-E05 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.2-E 
 

- Die Fachverantwortliche 
schafft die nötigen Voraus-
setzungen und Rahmenbe-
dingungen, um das A+A-
Konzept umzusetzen. Sie 
unterstützt die Mitarbeite-
rinnen und freiwilligen Hel-
ferinnen in der Zielerrei-
chung. 

2 
 

- Die Wahrnehmung der 
Führungs- und Koordinati-
onsaufgaben ist dokumen-
tiert. 

- Die Ausbildungsnachweise 
liegen vor. 

2 
 
 
 
 

  



Referenzierung 
Grundangebot und Basisqualität in Alters- und Pflegeheimen Januar 2006 zur qualivista Version 1.0 / März 2012 

4. Ärztlicher Dienst S E I T E  4-1 

 

A. Grundangebot    

 Die Bewohnerinnen haben freie Arztwahl unter 
denjenigen Ärztinnen, die der Zusammenarbeits-
vereinbarung mit dem Heim zur Qualitätssicherung 
beigetreten sind bzw. beitreten. 

3.1-A 
3.1-A02 

  

 Das Heim kann auf psychiatrische und geriatrische 
Konsiliardienste zugreifen. 

3.1-B04   
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4. Ärztlicher Dienst S E I T E  4-2 

 

B. Basisqualität 

1. FREIE ARZTWAHL 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Die Bewohnerinnen oder 
deren gesetzliche Vertreter 
werden vor Eintritt auf die 
Regelung der Arztwahl auf-
merksam gemacht und wäh-
len dementsprechend ihre 
Ärztin aus. 

3.1-A01   - Die Information der Be-
wohnerinnen betr. Arztwahl 
bei Eintritt ist dokumentiert. 

3.1-A01 

 

2. ZUSAMMENARBEITSREGELUNG MIT DEN IM PFLEGEHEIM TÄTIGEN ÄRZTINNEN 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim verfügt über eine 
Zusammenarbeitsregelung 
mit den im Heim tätigen Ärz-
tinnen zum Zwecke der 
Qualitätssicherung auf Basis 
der Richtlinien der SAMW. 
Sie umfasst mindestens fol-
gende Punkte: 

 

 Ernennung der ärztlichen 
Kontaktperson 

 Aufgaben der ärztlichen 
Kontaktperson, insbeson-
dere die Leitung periodi-
scher Qualitätszirkel bei 
Massenerkrankungen und 
als Ansprechperson bei 
Differenzen zwischen Ärz-
tinnen und Heim 

 Regelung der ärztlichen 
Stellvertretungen 

 Mitwirkung bei der Be-
darfsabklärung 

 Abläufe bei der schriftli-
chen Bestätigung der 
mündlichen / telefonischen 
Verordnungen 

 Abläufe bei Eintragungen 
in die individuelle Pflege-
dokumentation der Heim-
bewohnerinnen 

 Zusammenarbeit mit dem 
psychiatrischen Konsiliar-
dienst 

 Regelungen und Abläufe 
bei Notfällen 

 Vorgehen bei Differenzen 
zwischen Heimleitung, 
Pflegepersonal und im 
Heim tätiger Ärzteschaft 
resp. einzelnen Ärztinnen 

3.1-B01 
 
 
 
 
 
3.1-B02 
 
 
Anhang 
VIII 

Ärztinnen und Pflegeperso-
nal handeln und kommuni-
zieren entsprechend den 
vereinbarten Regeln. 

3.1-B05 - Die Mitwirkung der im Heim 
tätigen Ärztinnen bei der 
Qualitätssicherung ist do-
kumentiert. 

- Die ärztlichen Verordnun-
gen liegen schriftlich und 
von der Ärztin unterschrie-
ben vor (als Eintrag in 
Pflegedokumentation oder 
als Faxbestätigung mündli-
cher Weisungen). 

- Betäubungsmittel-
Verordnungen sind nicht 
älter als sechs drei Monate. 

- Die Ärztin und ihre Stellver-
treterin ist während 24 
Stunden erreichbar. 

 
 
 
 
3.1-C01 
 
 
 
 
 
 
3.1-C02 
 
 
 

 

3. PSYCHIATRISCHER KONSILIARDIENST 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Heim kann auf psychiat-
rische Konsiliardienste zu-
greifen. 

3.1-B04 - Spezielles Fachwissen wird 
in die Behandlung, Pflege, 
Betreuung und Aktivierung 
einbezogen. 

3.1-B04 - Kontakte zu Konsiliarärz-
tinnen sind in der Pflege-
dokumentation dokumen-
tiert. 

- Die Konsiliarärztinnen sind 
in die Zusammenarbeit 
zwischen Heime und Ärz-
tinnen eingebunden. 

3.1-B04 
 
 
 
3.1-B01 
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5. Freiheit und freiheitsbeschränkende Massnahmen S E I T E  5-1 

 

A. Grundangebot    

 Der Bewohnerin wird die grösstmögliche Freiheit 
bewahrt. 

2.1-F 
2.1-F02 

  

 In jeder Situation wird die angemessene Sicherheit 
für die Bewohnerin ermöglicht. 

2.1-F 
2.1-F02 
2.1-F03 
2.1-F04 
2.1-F05 

  

 Die Primär- und Sekundärfolgen einschränkender 
Massnahmen werden im Rahmen der Sorgfalts-
pflicht reduziert. 

2.1-F04   

 Der (mutmassliche) Wille der betroffenen Bewoh-
nerin ist immer massgebend. 

2.1-F02   
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5. Freiheit und freiheitsbeschränkende Massnahmen S E I T E  5-2 

 

B. Basisqualität 

1. KONZEPT BETREFFEND EINSATZ VON FREIHEITSBESCHRÄNKENDEN MASSNAHMEN 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das «Konzept betreffend 
Einsatz von freiheitsbe-
schränkenden Massnah-
men» orientiert sich am 
Heimleitbild sowie an der 
Broschüre der SGG/SSG 
«Freiheit und Sicherheit»

5
. 

- Jede freiheitsbeschränkende 
Massnahme wird periodisch 
hinterfragt. 

2.1-F02 
 
 
 
 
 
 
2.1-F05 

- Die Mitarbeiterinnen richten 
ihre Tätigkeit nach dem 
Konzept „freiheitsbeschrän-
kende Massnahmen“ des 
Heimes aus. 

- Freiheit, Lebensqualität 
einerseits und Gefahren 
andererseits werden sorg-
fältig gegeneinander abge-
wogen. 

2.1-F06 
 
 
 
 
2.1-F 
2.1-F02 
2.1-F03 
2.1-F04 
2.1-F05 

- Das Konzept liegt vor. 
- Die Mitarbeiterinnen arbei-

ten gemäss dem Konzept 
des Heimes. 

- Jede freiheitsbeschränken-
de Massnahme wird perio-
disch hinterfragt. 

- Freiheitsbeschränkende 
Massnahmen sind doku-
mentiert. 

- Die Mitarbeiterinnen kön-
nen freiheitsbeschränken-
de Massnahmen erklären 
und begründen. 

- Bewohnerinnen und Ange-
hörige sind in die Entschei-
dungsfindung einbezogen. 
Ausnahmen sind schriftlich 
begründet und dokumen-
tiert. 

2.1-F01 
2.1-F06 
 
 
2.1-F05 
 
 
2.1-F05 
2.1-H 
 
2.1-F06 
 
 
 
2.1-F03 
 
 
 
 

 
  

                                                      
5
 «Freiheit und Sicherheit». Richtlinien zur Anwendung freiheitsbeschränkender Massnahmen in der Behandlung und Pflege 

betagter Personen. Herausgegeben von der Schweizerischen Gesellschaft für Gerontologie (SGG) und der Schweizerischen 
Fachgesellschaft für Geriatrie (SFGG). Januar 1999. 
Schweizerische Gesellschaft für Gerontologie (SGG) und Schweizerische Fachgesellschaft für Geriatrie (SFGG): Freiheit und Sicherheit. 
Richtlinien zum Umgang mit freiheitsbeschränkenden Massnahmen in der Behandlung und Pflege betagter Personen. Januar 2011 (Über-
arbeitung der Version von 1999) 
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6. Sterbebegleitung und Todesfall S E I T E  6-1 

 

A. Grundangebot    

 Das Heim begleitet die Bewohnerin in würdiger 
Weise bis in den Tod (Angebot der Sterbebeglei-
tung). Dabei werden die Wünsche der 
Bewohnerin weitmöglichst berücksichtigt. 

 Die Bewohnerinnen werden ermutigt, ihres spiritu-
ellen und religiösen Bedürfnisse zu äussern. 

 Die Sterbende kann ungestört und an einem ge-
eigneten Ort von ihren Nächsten Abschied neh-
men. 

 Die Sterbende hat Anspruch auf spirituellen Bei-
stand ihrer Wahl. 

 Das Heim schafft einen Rahmen, der Abschiedsri-
tuale und -riten für alle Beteiligten sicherstellt. 

2.1-G 
2.1-G01 
 

 
2.1-G04 
 

2.1-G01 
 
 

2.1-G01 
 
2.1-G01 
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6. Sterbebegleitung und Todesfall S E I T E  6-2 

 

B. Basisqualität 

1. KONZEPT STERBEBEGLEITUNG UND TODESFALL 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Konzept «Sterbebeglei-
tung und Todesfall» orien-
tiert sich am Heimleitbild. Es 
beinhaltet insbesondere: 

 ethische Gedanken und 
Zielsetzungen des Heimes 

 Begleit- und Betreuungs-
grundsätze für die Verant-
wortlichen bzw. für die 
Pflegenden 

 den Einbezug der Angehö-
rigen 

 Regelungen betreffend 
(externe) Beihilfe zur 
Selbsttötung (u.a. Grund-
satzentscheid, Schutz der 
übrigen Bewohnerinnen 
sowie der eigenen Mitar-
beiterinnen) 

2.1-G02 
 
 
 
2.1-G02 
 
2.1-G01 
2.1-G03 
 
 
2.1-G05 
 
2.1-G03 

- Die Mitarbeiterinnen richten 
ihre Tätigkeit nach dem 
Konzept «Sterbebegleitung 
und Todesfall» des Heimes 
aus. 

- Die Mitarbeiterinnen neh-
men Wünsche und Bedürf-
nisse der Bewohnerinnen in 
Bezug auf Sterben und Tod 
auf. 

- Die Angehörigen sind in 
den Prozess eingebunden. 

2.1-G06 
 
 
 
 
2.1-G06 
 
 
 
 
2.1-G06 

- Das Konzept liegt vor. 
- Die Mitarbeiterinnen arbei-

ten gemäss dem Konzept 
des Heimes. 

2.1-G01 
2.1-G06 
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7. Essen und Trinken S E I T E  7-1 

 

A. Grundangebot 

1. VOLLPENSION 

   

 drei Mahlzeiten, davon mindestens eine warm, inkl. 
genügend nichtalkoholischer Getränke. 

3.2-B01   

 volles Spektrum von Diätkost, Zwischenmahlzeiten 
für Diabetikerinnen. 

3.2-B01 
3.2-B03 

  

 bei Bedarf angepasste Kostformen (z.B. pürierte 
Kost). 

3.2-B01   

 Tee und Mineralwasser zwischen den Mahlzeiten. 3.2-B01   

 



Referenzierung 
Grundangebot und Basisqualität in Alters- und Pflegeheimen Januar 2006 zur qualivista Version 1.0 / März 2012 

7. Essen und Trinken S E I T E  7-2 

 

B. Basisqualität 

1. KONZEPT ESSEN UND TRINKEN 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Konzept „Essen und 
Trinken“ orientiert sich am 
Heimleitbild und beinhaltet 
insbesondere nachstehende 
Aussagen über bzw. wie: 

 das angestrebte Niveau 
des Essens, der Präsenta-
tion, des Service und der 
Essräumlichkeiten 

 der Individualität der Heim-
bewohnerinnen in Bezug 
auf Essen und Trinken 
Rechnung getragen wird 

 die Mitwirkungsmöglichkeit 
für Heimbewohnerinnen 
und Pflege- bzw. Betreu-
ungspersonal bei der Me-
nüplanung 

 die Zusammenarbeit zwi-
schen Pflege/Betreuung 
und Küche und über die 
Verantwortung für den Ser-
vice im Speisesaal, auf den 
Abteilungen und im Zimmer 

 der Tagesstruktur der Be-
wohnerinnen angepasste 
Essenszeiten 

 die Grundsätze der indivi-
duellen Hilfe beim Essen 

 die selbstständige Es-
senseinnahme durch die 
Bewohnerinnen gefördert 
wird, nötigenfalls unter Ein-
satz von geeigneten Hilfs-
mitteln. 

 eine Auswahlmöglichkeit 
(zwei Menüs oder Möglich-
keit für Spezialwünsche) 
sichergestellt ist 

 die erforderlichen Diäten 
gewährleistet werden 

 die erforderlichen Kostfor-
men individuell erkannt und 
zur Anwendung kommen 

 den individuellen Essens-
mengen Rechnung getra-
gen wird 

 die bewohnergerechte 
Flüssigkeitsaufnahme si-
chergestellt wird 

 eine Mangelernährung ver-
hindert wird 

 die Grundsätze den be-
dürfnisorientierten Me-
nüplanung (abwechslungs-
reich, ausgewogen, saiso-
nal angepasst) sicherge-
stellt werden 

3.2-A01 
 
 
 
 
3.2-A01 
 
 
 
3.2-A03 
 
 
 
3.2-A03 
 
 
 
 
3.2-A05 
 
 
 
 
 
3.2-A03 
 
 
3.2-C01 
 
3.2-C01 
 
 

 
 
 

3.2-B02 
 
 
 

3.2-B01 
 
3.2-B01 

 
 
3.2-A03 

 
 
3.2-A04 

 
 
3.2-A04 

 
3.2-A02 
3.2-A03 

- Die Mitarbeiter/innen richten 
ihre Tätigkeit nach dem 
Konzept „Essen und Trin-
ken“ des Heimes aus. 

- Das Umfeld des Essens 
erfährt eine bewusste Ge-
staltung. 

3.2-A06 
 
 
 
3.2-C02 
3.2-A06 

- Das Konzept liegt vor. 
- Die Mitarbeiterinnen arbei-

ten gemäss dem Konzept 
des Heimes. 

- Die Esskultur entspricht 
dem angestrebten Niveau. 

- Die Bewohnerinnen freuen 
sich aufs Essen. Die Be-
wohnerinnen sagen aus, 
dass das Essen schmack-
haft ist und ihren Wün-
schen entspricht. 

- Die Mitwirkung der 
Bewohnerinnen und der 
Mitarbeiterinnen bei der 
Menügestaltung und der 
Serviceorganisation ist 
organisiert. 

- Die Aufgaben bei der 
Essensverteilung und der 
individuellen Hilfe beim 
Essen sind klar geregelt. 

- Die selbstständige 
Essenseinnahme durch die 
Bewohnerinnen wird geför-
dert, nötigenfalls unter Ein-
satz von geeigneten Hilfs-
mitteln. 

- Es gibt mindestens eine 
Alternative zum Tagesme-
nü. 

- Die Bewohnerinnen erhal-
ten die erforderlichen Diä-
ten. 

- Die Kostformen sind indivi-
duell bewohnerinnenge-
recht. 

- Es gibt eine Möglichkeit 
zum Nachservice. 

- Es steht genügend Zeit für 
die Essensverteilung, indi-
viduell angepasste Zeit für 
die Essenseinnahme sowie 
für das Abräumen zur Ver-
fügung. 

- Der Menüplan ist über 
einen Zeitraum von vier 
Wochen abwechslungs-
reich, ausgewogen und 
saisonal angepasst. 

3.2-A 
3.2-A06 
 
 
3.2-A06 
 
1.1-D08 
1.1-D09 
 
 
 
 
3.2-A06 
1.1-D09 
 
 
 
 
3.2-A06 
 
 
 
3.2-A06 
1.1-D07 
 
 
 
 
3.2-A06 
1.1-D08 
 
3.2-A06 
1.1-D08 
1.1-D09 
3.2-A06 
1.1-D09 
 
3.2-A06 
1.1-D09 
3.2-A06 
1.1-D09 
 
 
 
 
3.2-A06 
1.1-D09 
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7. Essen und Trinken S E I T E  7-3 

 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

 die Zumutbarkeit von Be-
wohnerinnen im Speisesaal 
(z.B. bei ästhetischen 
Schwierigkeiten). 

 das Angebot für Zwischen-
verpflegung sichergestellt 
wird 

 Das Heim bezeichnet eine 
verantwortliche Mitarbeite-
rin für den Bereich Essen 
und Trinken (Personaluni-
on möglich). 

3.2-C02 
 
 
 
3.2-B01 
 
 
1.1-E06 

   
 
 
 

- Die Bewohnerinnen haben 
eine Möglichkeit zur Zwi-
schenverpflegung. 

- Das Heim verfügt über eine 
verantwortliche Mitarbeite-
rin für den Bereich Essen 
und Trinken. 

 
 
 
 
3.2-B01 
 
 
1.1-E06 

 
 

2. KÜCHENFACHPERSONAL 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Die Küchenfachverantwortli-
che verfügt über folgende 
Qualifikation: 

 abgeschlossene Berufs-
lehre als Koch mit eidg. 
Fähigkeitsausweis 

 mindestens zwei Jahre 
Berufserfahrung 

- Die Fachkompetenz für 
Diäten ist sichergestellt (z.B. 
durch Beizug von Diätkoch, 
Spitalköchin, Ernährungsbe-
raterin). 

1.2-E 
 
 
1.2-F01 
 
 
1.2-F02 
 
1.2-F03 
 

- Die Küchenfachverantwort-
liche und ihre Mitarbeiterin-
nen richten ihre Tätigkeit 
nach dem Konzept Essen 
und Trinken aus. 

3.2-A06 - Der Fähigkeitsausweis und 
der Nachweis der Berufser-
fahrung liegen vor. 
 
 
 
 
 

- Die Verfügbarkeit der 
Fachkompetenz für Diäten 
wird nachgewiesen. 

1.2-F01 
 
 
 
 
 
 
 
1.2-F03 
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8. Hauswirtschaft S E I T E  8-1 

 

A. Grundangebot 

1. REINIGUNG UND WÄSCHE 

   

 Tägliche Zimmerbesorgung (Betten sowie Zimmer 
aufräumen). 

3.3-A03   

 Tägliche Reinigung auf Sicht der Nasszelle. 3.3-A03   

 Wöchentliche Zimmer- und Nasszellenreinigung. 3.3-A03   

 Besorgung der Bett-, Tücher- (Frottee- und Hand-
tücher) und Leibwäsche. 

3.3-A03   
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8. Hauswirtschaft S E I T E  8-2 

 

B. Basisqualität 

1. KONZEPT HAUSWIRTSCHAFT 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Konzept „Hauswirt-
schaft“ orientiert sich am 
Heimleitbild und beinhaltet 
insbesondere nachstehende 
Aussagen: 

 über das Angebot von 
hauswirtschaftlichen Leis-
tungen. 

 über das angestrebte Ni-
veau der hauswirtschaftli-
chen Leistungen. 

 wie die individuellen Be-
dürfnisse der Bewohnen-
den berücksichtigt werden. 

 wie die Privat- und Intim-
sphäre sichergestellt wird. 

 wie die Zusammenarbeit 
mit den verschiedenen Be-
reichen geregelt ist. 

- Das Heim bezeichnet eine 
verantwortliche Mitarbeiterin 
für den Bereich Hauswirt-
schaft (Personalunion mög-
lich). 

3.3-A01 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
3.3-A02 
| 
| 
| 
| 

3.3-A04 
 
 
1.1-E07 

- Die Mitarbeiterinnen richten 
ihre Tätigkeit nach dem 
Konzept „Hauswirtschaft“ 
des Heimes aus. 

3.3-A05 
 

- Das Konzept liegt vor. 
- Die Mitarbeiterinnen arbei-

ten gemäss dem Konzept 
des Heimes. 

- Die erbrachten Leistungen 
entsprechen dem ange-
strebten Niveau. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Das Heim verfügt über eine 

verantwortliche Mitarbeite-
rin für den Bereich Haus-
wirtschaft. 

3.3-A 
3.3-A05 
 
 
3.3-A05 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1-E07 
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9. Sicherheit S E I T E  9-1 

 

A. Grundangebot    

 Alle Bewohnerinnen werden durch entsprechende 
Vorkehrungen vor Übergriffen und körperlichem 
Schaden geschützt. 

3.4-A 
Anhang IX 

  

 Wenn die Sicherheitsbedürfnisse einer Bewohnerin 
mit anderen Zielsetzungen in Konflikt stehen, ist 
mit allen Beteiligten das Gespräch zu suchen und 
eine Lösung anzustreben, wobei der Wille dieser 
Person (bzw. ihr mutmasslicher Wille) massge-
bend ist. 

3.4-A03 
2.1-F 

  

 Wenn sich das Recht auf Sicherheit und das Recht 
auf Selbstbestimmung widersprechen, können nch 
Absprache zwischen den Beteiligten die Bewohne-
rinnen grössere begründete Risiken eingehen. 

3.4-A03 
2.1-F 
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9. Sicherheit S E I T E  9-2 

 

B. Basisqualität 

1. SICHERHEITSKONZEPT 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Sicherheitskonzept 
orientiert sich am Heimleit-
bild und beinhaltet insbe-
sondere Angaben bzw. 
Massnahmen: 

 betr. Zutrittsregeln (Zutritt 
für Fremde, Schliesskon-
zept) 

 bei vermissten Bewohne-
rinnen 

 betr. Schnittstellen zu ex-
ternen Ereignisdiensten 
(Polizei, Feuerwehr, Sani-
tät usw.) 

 betr. Evakuationsplan 
(Sammelplatz für Bewoh-
nerinnen resp. Personal) 

 bei Ausfall der technischen 
Anlagen (Elektro-, Wasser, 
Heizungs-, Rufanlage, Kü-
che usw.) 

 bei Luftverschmutzung 
(Abschaltung der Lüftung) 

 zur Einhaltung der Brand-
schutzvorschriften 

 bei Feuer 

 bei Wasserschäden 

 bei Sirenenalarm 

 bei Massenerkrankung der 
Bewohnerinnen 

 bei Massenerkrankung des 
Personals 

 bei Unfällen im Betrieb mit 
Personenschäden 

 bei Verdacht auf Diebstahl 

 bei Einbruch und Bedro-
hung 

 zur Information der Behör-
den und der Öffentlichkeit 

 zum Umgang mit gefährli-
chen Stoffen 

 zur Verhinderung eines 
Datenverlustes 

 
- Das Heim bezeichnet eine 

für die Sicherheit verantwort-
liche Mitarbeiterin (Perso-
nalunion möglich). 

- Das Heim verfügt über ein 
analoges Notfalltelefon, das 
unabhängig von der internen 
Telefonzentrale funktioniert. 

- Kalt- und Warmwasser 
werden mindestens alle zwei 
Jahre auf Legionella unter-
sucht. 

3.4-A01 
 
 
 
 
Anhang 
IX 
 
Anhang 
X 
Anhang 
X 
 
 

Anhang 
X 
 
Anhang 
X 
 
 
Anhang 
X 
 
 
Anhang 
X 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 

Anhang 
IX 
Anhang 
IX 
 
1.1-E08 
 
 
 
Anhang 
X 
 
 
Anhang 
X 

- Die Mitarbeiterinnen richten 
ihre Tätigkeit nach dem Si-
cherheitskonzept des Hei-
mes aus. 

- Der Zielkonflikt zwischen 
Sicherheit und individueller 
Freiheit wird vom Personal 
erkannt und immer wieder 
neu ausgetragen. Es wird 
kontinuierlich nach Verbes-
serungen gesucht und die-
se werden im Heimalltag 
umgesetzt. 

3.4-A06 
 
 
 
3.4-A03 

- Das Konzept liegt vor. 
- Das Personal kennt die 

Massnahmen resp. 
Schnittstellen des Sicher-
heitskonzeptes betreffend: 

 Zutrittsregeln 

 Evakuationsplan und 
Sammelstellen 

 Luftverschmutzung 

 Feuer 

 Sirenenalarm 
- Neu eintretende Mitarbeite-

rinnen werden im Brand-
schutz praktisch und vor 
Ort in der ersten Woche 
nach Eintritt geschult. 

- Neu eintretende Mitarbeite-
rinnen werden in den übri-
gen Sicherheitsbelangen in 
den ersten drei Monaten 
nach Eintritt geschult. 

- Nachweis, dass der Bran-
dalarm mindestens jedes 
halbe Jahr ausgelöst wur-
de. 

- Die Notfallorganisation und 
die Alarmpläne liegen vor. 
Die zuständigen Mitarbeite-
rinnen haben Zugriff zu 
ihnen. 

- Allfällige Mängel aus dem 
letzten Brandschutz-Audit 
sind behoben. Darüber 
liegt ein Bericht vor. 

- Der Prüfbericht betr. Legi-
onella liegt vor. 

- Die Sicherheitsdatenblätter 
für gefährliche Stoffe liegen 
vor. 

- Das Heim verfügt über eine 
für den Bereich Sicherheit 
verantwortliche Mitarbeite-
rin. 

3.4-A 
3.4-A06 
 
 
 
Anhang IX 
Anhang IX 
 
Anhang IX 
Anhang X 
Anhang X 

3.4-A05 
 
 
 
 
3.4-A05 
 
 
 
 
Anhang IX 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
1.1-E08 
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9. Sicherheit S E I T E  9-3 

 

2. HYGIENE 

Strukturqualität  Prozessqualität  Ergebnisqualität  

- Das Hygienekonzept orien-
tiert sich am Heimleitbild und 
beinhaltet insbesondere An-
gaben: 

 über Schutz- / Präventi-
onsmassnahmen für das 
Personal 

 über Händehygiene, Hän-
dewaschen, Händedesin-
fektion, Hautpflege 

 über die Selbstkontrollen 
(Selbstkontrolle mindes-
tens einmal pro Jahr; wie 
wird kontrolliert) 

 zur Reinigung des Gebäu-
des 

 zur Reinigung und Desin-
fektion von Materialien und 
Instrumenten 

- Das Heim bezeichnet eine 
verantwortliche Mitarbeiterin 
für den Bereich Hygiene 
(Personalunion möglich). 

3.4-B01 
3.4-B02 
 
 
Anhang 
XI 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 

1.1-E09 

- Die Mitarbeiterinnen richten 
ihre Tätigkeit nach dem Hy-
gienekonzept des Heimes 
aus. 

3.4-B04 - Das Konzept liegt vor. 
- Die Mitarbeiterinnen arbei-

ten gemäss dem Hygiene-
konzept des Heimes. 

- Die Selbstkontrolle ist 
dokumentiert. 

- Allfällige Mängel aus der 
letzten Lebensmittel-
Kontrolle sind behoben. 
Darüber liegt ein Bericht 
vor. 

 
 
 
 
 
 
 
 
- Das Heim verfügt über eine 

verantwortliche Mitarbeite-
rin für den Bereich Hygie-
ne. 

3.4-B 
3.4-B04 
 
 
Anhang XI 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1-E09 
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10. Bauliche Voraussetzungen S E I T E  10-1 

 

A. Grundangebot 3.5-A01   

1. ANFORDERUNGEN AN ZIMMER, 
ALLGEMEINE RÄUME UND GEBÄUDE IN 
PFLEGEHEIMEN UND PFLEGESTATIONEN 

 2. BAULICHE VORAUSSETZUNGEN FÜR 
PFLEGEWOHNGRUPPEN MIT 
VORWIEGEND DEMENZKRANKEN 
BEWOHNERINNEN 

 

 Zimmergrösse ohne Vorplatz und Nasszelle: 
- Einbettzimmer 16 m2 
- Zweibettzimmer 24 m2 sowie Möglichkeit zur 

Abtrennung 

 pro Zimmer eine behindertengerechte Nasszelle 
mit Dusche oder Bad und WC, Notruf 

 jeder Heimplatz verfügt als Grundausstattung über 
ein motorisch verstellbares Pflegebett 

 Notrufsystem pro Bett • Radio, Fernseh- und Tele-
fonanschluss pro Zimmer 

 Zimmer sind beschriftet und abschliessbar. Be-
wohnerinnen haben einen eigenen Briefkasten 

 geeignete Möglichkeiten für individuelle Ein-
schliessung von Wertsachen der Bewohnerinnen 

 Aufenthalts- und Essräume zusammen mind. 3 m2 
pro Bett 

 Mehrzweckraum für Feiern, Konzerte, Gottesdiens-
te usw., in dem alle Bewohnerinnen Platz haben 

 Aktivierungsräumlichkeiten (zusätzlich zu Aufent-
halts- und Essraum) 

 Das Heim verfügt über bauliche oder gestalteri-
sche Orientierungshilfen 

 Nichtraucher- und Raucherzonen 

 Kiosk/Café/Automat zur Zwischenverpflegung 

 Ausguss (pro Stockwerk oder 20 Betten ein Aus-
guss mit Topfmaschine) 

 ein Stations-/Arbeitsbüro pro Organisationseinheit 
(Pflegestation usw.) 

 abschliessbarer Medikamentenkasten mit Separa-
ndum sowie Medikamentenkühlschrank 

 pro 30 Betten ein Pflegebad, jedoch mindestens 
eines 

 Personalaufenthaltsraum 

 getrennte Personalgarderoben mit Toiletten und 
Waschgelegenheit 

 Geräte-/Materialräume (pro Stockwerk ein Raum) 

 Besprechungsraum (Sitzungszimmer) 

 Das Heim ist behindertengerecht gemäss dem 
Merkblatt 7/95 «Rollstuhlgängigkeit bei Sonderbau-
ten (erhöhte Anforderungen gegenüber der Norm 
SN 521 500)». Herausgeber: Schweizerische 
Fachstelle für behindertengerechtes Bauen, Kern-
strasse 57, 8004 Zürich (info@hindernisfrei-
bauen.ch). 

Anhang 
XIII 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 

 Maximal 10 Bewohnerinnen pro Gruppe 

 Insgesamt mindestens 25 m2 Nettofläche pro 
Bewohnerin: 
- Einbett-Zimmer oder Zweibett-Zimmer 
- Rückzugsmöglichkeiten / Nischen 
- Mindestens zwei Sozialräume (z.B. gemeinsa-

mes Wohnzimmer sowie Wohnküche mit Platz 
zum Essen) 

- Flurfläche zum Wandern 
- Hauswirtschafts- / Multifunktionsraum 
- Badezimmer mit Pflegehilfseinrichtungen / WC / 

Dusche 
- Mindestens ein rollstuhlgängiges WC pro 5 Be-

wohnerinnen 

 Garten oder grosse Terrasse / Balkon 

 Barrierefreiheit: 
- treppenloser Zugang bzw. Lift, 
- keine Treppen, Stufen, Schwellen innerhalb der 

Wohnung 
- durchwegs rollstuhlgängig 

 helle Räume (mind. 500 Lux) 

 Lichtquellen für die Nacht 

 Abschliessbare Ausgänge (Fenster und Türen), 
unauffällige Sicherheitsmassnahmen (keine Fens-
tergitter) 

 nicht spiegelnde Bodenbeläge 

 Keine Glastüren 

 Küchengeräte mit spezieller Sicherung 

 Notrufsystem 

 Keine giftigen Pflanzen in Innen- und Aussenräu-
men 

 Mischbatterien mit Temperaturbegrenzung 
 
 

3. AUSNAHME- UND ÜBERGANGSREGELN 
Für bestehende Einrichtungen können Ausnah-
meregelungen dauernd oder Übergangsregelun-
gen befristet in der Betriebsbewilligung getroffen 
werden. Ausnahme- resp. Übergangsregelungen 
bedürfen sorgfältiger Abklärung und Absprache. 

Anhang 
XIV 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
 

Anhang 
XII 
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10. Bauliche Voraussetzungen S E I T E  10-2 

 

B. Basisqualität 

Es sind keine weiteren Angaben notwendig. 

 


